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Der 40 Senat des Bund888021algericnts hat ohne mündliche
Verhandlung am 290 November 1967 durch

Senatspräsident P e n q u i t t

— Vorsitzender —‚
Bundesrichter ! s c h‘m i t t und

Bundesrichter M ü 1 1 e r‚
Bundessozialrichter '

1);-° K a 1 s e r _und

Bundessozialrichter B e e r '

für Recht erkannt:

das Urteil des Landessozialgerichts Bremen vom
40 März 1966 und das Urteil des Sozialgerichts

Bremen vom 11„ Dezember 1964 werden aufgehoben„

Die Klage wird abgewieseno

Kosten sind nicht zu erstatten„
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Die Klägerin bezieht von der beklagten Landesversicher—

ungsanstalt vom 1° August 1955 an eine Witwenrente aus
der Invalidenversicherung ihres seit 1944 verscholle—

nen Ehemannes° Weil die Witwenrente und die ihrem Sohn

Hans—Peter bewilligte Waisenrente zusammen die Invali—

denrente, die dem Versicherten zugestanden hätte‚ um

5‚—— DM monatlich überstiegen, wurde die Witwenrente

gemäß 5 1273 der Reichsversicherungsordnung (EVO) in

der Fassung vor dem 1„ Januar 1957 (aF) anteilmäßig

— um 2980 DM monatlich — gekürzt; sie belief sich unter

Einschluß von Zulagen bis zum 31° Dezerüer 1956 auf

41,70 DM monatlich° Bei der Rentenumstellung nach

Art° 2 5 35 des Arbeiterrentenversichurungs—N@urege—

lungsgesetzes (ArVNG) vom 25° Februar 1957 ergab sich

ein Rentenbetrag von 45,60 DM„ Weil dieser niedriger

war als der um 14,—— DM erhöhte frühere Rentenzahlbe—

trag, gewährte die Beklagte gemäß Artc 2 5 36 ArVNG

vom 1° Januar 1957 an die Witwenrente in Höhe von
(41,70 + 14‚——=) 55,70 EMO

Mit Ablauf des Monats Juni 1958 fiel die dem Sohn ge—

währte Waisenrente weg„ Dies nahm die Klägerin zum

Anlaß, eine Neuberechnung der Titwenrente zu beantra—

geno Sie vertrat die Auffassung, bei der Umstellung der

Witwenrente hätte die Beklagte nicht von dem — wegen
der gleichzeitig gezahlten Waisenrente — gekürzten,

sondern von dem ungekürzten Rentenbetrag ausgehen müs—

sen° Durch Bescheid vom 50 Januar 1961 lehnte die Be—

klagte eine Neuberechnung der Rente ab„ Der Wider—

spruch der Klägerin blieb ohne Erfolg (Widerspruchsbc—

scheid vom 7° August 1963)„
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Mit der Klage hat die Klägerin beantragt? die

Beklagte für verpflichtet zu erklären‚ ihr vom 1° Juli

1958 an Witwenrente unter Zugrundelegung des ungekürz—

ten Rentenzahlbetrages für Dezember 1956 zu gewähren°

Für die Ze■rvor Juli 1958 hat sie die Rentenumstellung

nicht beanstandet, für die Spätere Zeit sich auf ein

Urteil des Landessozialgerichts (LSG) Bremen vom 260

Järz 1958 (Breitho 19589 9659 966) gestützt9 wonach

bei einer wegen Auslandsaufenthalts nach 5 1284 Abso 1

EVO aF nur teilweise auszuzahlenden Rente mit dem

bisherigen monatlichen Rentenzahlbetrag i„S„ des Arto

2 5 36 Abs„ 1 ArVNG der ungekürzte Rentenbetrag ge—
meint sein sollo '

Das Sozialgericht (SG) Bremen hat durch Urteil vom
110 Dezember 1964 nach dem Klageantrag erkannt9 das

LSG Bremen durch Urteil vom 40 März 1966 die Beru—

fung der Beklagten zurückgewiesen° Zur Begründung

seiner Entscheidung hat das Berufungsgericht ausge-
führt: Unter dem "bisherigen monatlichen Rentenzahl—

betrag" (Art„ 2 5 56 ArVNG) sei der Rentenbetrag

zu verstehen, der sich ohne Anwendung von Kürzunge—

und Ruhensvorschriften für Dezember 1956 ergebe°

Diese Auffassung decke sich mit der Rechtsprechung

des 5„ Senats des Bundessozialgerichts (BSG) für den
Fall einer nach @ 1284 RVO aD wegen Auslandsaufent-
halte teilweise außer Ansatz bleibenden Rente (BSG

119 251)„ In einem ähnlich liegenden Fall sei der

4° Senat des BSG zum gleichen Ergebnis gelangt?

wenn auch mit abweichender Begründung (BSG 149 251);

er habe jedenfalls bei einem Kürzungs— oder Ruhens-

tatbestand9 der vorübergehender Natur und in seinem '

Ende absehbar gewesen sei9 den ungekürzten Rentenbe—

_
4’_
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trag für Dezember 1956 der Umstellung zugrunde gelegto

Diese Voraussetzungen seien auch im vorliegenden Streit—

fall gegeben° Die Zahlung der Waisenrente an Hans—Peter

sei nur vorübergehender Art und ihr Ende für Juni 1958

absehbar gewesen° — Das LSG hat die Revision zugelassen„

Die Beklagte hat das Rechtsmittel eingelegt und zu seiner

Begründung vorgetragen: Das angefochtene Urteil sei

insofern widerspruchsvoll, als es erst vom Megfall der

die Kürzung verursachenden Waisenrente an zur Rentener—

—höhungverurteilt habe° Nach den beiden angeführten '
Urteilen des BSG wäre nämlich bereits bei der Umstellung

der Witwenrente im Jahre 1957 der ungekürzte Betrag als

"bisheriger Renten2ahlbetrag" anzusehen gewesen° Die

Auffassung des LSG führe dazu9 daß in Fällen der Kür—

zung gemäß 5 1273 RVO aD die Umstellung gegebenenfalls

mehrmals9 möglicherweise bis zu 25 Jahren nach der

Rentenreform wiederholt werden müsse9 nämlich jeweils

dann, wenn eine Waisenrente wegfalle° Abgesehen davon,

daß das ArVNG über eine mehrmalige Umstellung nichts '

aussage‚ widerspreche die Auffassung des LSG dem Sinn

*und Zweck des Art° 2 © 56 ArVNG° Zudem sei im vorlie—
genden Streitfall die Interessenlage anders als in den

früheren Urteilen des BSG° In der in BSG 11, 251 ver—
öffentlichten Entscheidung sei mit Recht darauf hinge—

wiesen werden9 daß das neue Recht eine Kürzung der ins

Ausland zu zahlenden Renten nicht mehr kenne und des—

halb nicht der tatsächlich gezahlte Dezemberbetrag des

Jahres 1956 maßgebend sein dürfe, sondern derjenige Be—

trag, der dem im Ausland befindlichen Rentenempfänger

zugestanden hätte9 wenn er sich im Inland aufhielte°

Beim Zusammentreffen von Hinterbliebenenrenten sehe da—

gegen auch das neue Recht unter bestimmten Voraussetzun—

gen eine Kürzung vor (@ 1270 EVO nF)c Allerdings könnte
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man Vielleicht annehmen‚ daß der Gesetzgeber Fälle

wie den vorliegenden nicht in seine Überlegungen

einbezogen habe, so daß eine — von der Rechtsprechung

auszufüllende — Lücke im Gesetz bestehe° Dafür

sprüche9 daß nach Ablehnung einer mehrmaligen Umstel—

lung das Gleichheitsprinzip verletzt würde„ Die

Witwe erhielte lediglich deshalb, weil sie zur Zeit

der Umstellung waisenrcntenberechtigte Kinder ge—

habt habe9 für alle Zukunft weniger Rente als Wit—

wen‚ deren Renten zur Zeit der Umstellung nicht

gekürzt gewesen seien„

Die Beklagte beantragt9

unter Aufhebung der Urteile der Vorinstan—

zen die Klage abzuweisen°

Die Klägerin beantragt9

die Revision zurückzuweisenn

Sie führt aus: Wie es ein allgemeiner Grundsatz des

öffentlichen Leistungsrechts sei‚ daß die Hinterblie-

benen insgesamt keine höheren Leistungen erhalten

sollten, als sie dem Versicherten zur Zeit seines

Todes oder im Leistungsi‘alle zugestanden hatten, so
müßten auch die im Einzelfall notwendig gewordenen

Kürzungen beim Ausscheiden eines Hinterbliebenen

wieder rückgängig gemacht werden° Dieser Grundsatz

habe sowohl im alten wie auch im neuen Recht der Ren—

_tenversicherung seinen Ausdruck gefunden° Dies bedeute‚

daß beim Zu— oder Abgang von Waisenrentendie Witwen—

rente jeweils nach Art„ 2 $ 36 ArVNG neu umzustellen

sei„ Der Rentenzahlbetrag für Dezember 1956 sei jeweils

unter Anwendung des 5 1273 RVG aF neu zu berechnen?

Durch Art„ 2 5 36 ArVNG sei der Rentenzahlbetrag nicht
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ein für allemal auf den ursprünglich errechneten Betrag

fixierto @ 1273 RVO aF gehe insoweit auch mit Rücksicht

auf Arte 3 des Grundgesetzes (GG) dem Art„ 2 % 36

ArVNG vera Dementsprechend sei in der Entscheidung im

BSG 14, 251 der Grundsatz entwickelt worden? daß bei

der Feststellung des Rentenzahlbetrages für Dezember

1956 ein Kürzungs— oder Ruhenstatbestand dann außer

Betracht zu bleiben habe? wenn er vorübergehender Natur

und sein Ende absehbar sei° Auch im vorliegenden Falle

sei der ursprünglich gegebene Kürzungstutbnstaudstrüb0rw

gehender Natur geweseno Sein Ende habe man absehen kön—

nen; denn die Waisenrente sei in keinem Falle länger-

als bis zur Vollendung des 250 Lebensjahres der Haise

zu zahlen geweseno ‘

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung durch Urteil einverstanden erkläx_

(@ 124 Abs° 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)Q

Die Revision ist begründet„ Die Beklagte hat es mit

Recht abgelehnt, die im Jahre 1957nach Arto 2 5 33 ArVNG
umgestellte und um den Sonderzuschuß des Arta 2 5 36

ArVNG erhöhte Witwenrente aus Anlaß des Wegfalls der
_Waisenrente im Jahre 1958 in der von der Klägerin ge-

forderten Weise erneut umzustellen°

Das Klagebegehren läßt sich nicht mit der Begründung

rechtfertigen‚ die Beklagte habe im Jahre 1957 durch
unrichtige Anwendung des Arte 2 5 36 ArVNG die Witwenrente

der Klägerin zu niedrig umgestellt° Auf eine Unrichtig—

keit dieser Rentenumstellung könnte sich die Klägerin

mit der erst im Üahre 1961 erhdbenen Klage nur dann ohne
weiteres berufen;

wenn der Umstellung kein der Bindunge—

wirkung fähiger Verwaltungsakt (@ 77 SGG) zugrunde läge
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(vgl° hierzu BSG SozRo Nro 4 zu ArVNG Arto 2

5 51)„ Liegt ein Verwaltungsakt vor und ist er
bindend geworden9 so könnte die Klägerin eine

neue Umstellung ihrer Rente nur unter den Vor—

aussetzungen des 5 1500 RVO verlangen, wenn näm—

lich die Beklagte sich von der Unrichtigkeit der

Umstellung_überzeugt hätte oder sie als überzeugt

anzusehen wäre (vgl„ BSG 19, 38 und 20, 1999 201)c

Ein Rechtsbehelf dieser Art — Verpflichtungsklage —‚

dem ein Vorverfahren nach @79 Nro 2 SGGvoraus—
gehen muß9 hat dem SG offenbar auch vorgeschwebt;

denn es hat‚ bevor es über die Klage entschieden hat,

eine Entscheidung der Widerspruohsstelle der Beklag-

ten herbeigeführto Auf die oben angeführten beson—

deren Voraussetzungen des Anspruchs aus 5 1300 RVG
sind die Vorinstanzen jedoch in ihren Entscheidunge—

gründen nicht eingegangen; sie haben lediglich dar—

gelegt9 daß die Umstellung der Witwenrente im Jahre

1957 zum Nachteil der Klägerin unrichtig gewesen
sei() Für die zutreffende Entscheidung erübrigt sich

indessen sowohl ein Eingehen auf die besonderen Vor—

aussetzungen des 5 1300 RVG als auch eine Stellung—

nahme zu der Frage, ob die Rentenumstellung einen

Verwaltungsakt darstellt; denn die Beklagte hat die

Witwenrente entgegen der Auffassung der Vorinstanzen

richtig umgestellt, vor allem ist sie bei der Ermitt—

lung des Sonderzuschusses nach Arte 2 5 36 ArVNG

— nur insoweit hat die Klägerin die Richtigkeit der
Umstellung in Zweifel gezogen — mit Recht von dem -
der Klägerin für den Monat Dezember 1956 zustehenden

und auch tatsächlich n gewährten — gekürzten — Renten—

betrag von 41,70 DM als dem “bisherigen monatlichen

Rentenzahlbetrag" ausgegangenc Diese Auslegung des
Gesetzes steht mit der Rechtsprechung des BSG im Ein—
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klango Der 3„ Senat des BSG hat allerdings in seiner

Entscheidung in BSG 11‚ 251 für eine im Dezember 1956

wegen Auslandsaufenthalts des Berechtigten nicht voll

ausgezahlte Rente den ungekürzten Rentenbetrag bei

der Anwendung des Arte 2 5 36 ArVNG als maßgebend be—

zeichnet„ Diese Entscheidung ist jedoch durch die

spätere Rechtsprechung des BSG überholt„ Schon im

Urteil in BSG 14‚ 251 hat der erkennende Senat im

Grundsatz das Gegenteil ausgesprochen„ Danach hat das

BSG noch mehrfach, gestützt auf den Gedanken der Be—

sitzstandswahrung9 entschieden‚ daß es bei der Anwen—

dung des Art„ 2 5 36 ArVNG nicht auf den "an sich zuwx?q

stehenden"9 sondern auf den wirklichen Rentenzahlbetrag

des Monats Dezember 1956 ankomme (SozR Nr° 5 und 6 zu
Arto 2 5 56 ArVNG; 4 RJ 411/65 vom 50m November 1966)°

An dieser Rechtsprechung hält der erkennende Senat

nach abermaliger Drüfung der Rechtslage fest; sie gilt

auch für die Umstellung Von Renten9 die auf Grund des

5 1275 EVO aF für Dezember 1956 gekürzt ausgezahlt

worden sind° Ob es gerechtfertigt ist? für "lediglich

vorübergehende und in ihrem Ende absehbare" Kürzunge—

und Ruhenstatbestände eine Ausnahme zu machen in der

Weise9 wie es in dem Urteil in BSG 14‚ 251 geschehen

ist? kann auf.sich beruhen‚ weil ein solcher Sachver—

halt beim Zusammentreffen von Hinterbliebenenrenten.in d

der Regel9 vor allem aber im Falle der Klägerin

— ihre Rente war von Anfang an und am Ende des Jahres1956

bue■sseit 17 Monaten gekürzt — nicht vorliegt„ — Die

oben angeführte Entscheidung des 5„ Senats (BSG 11,251)

zwingt den erkennenden Senat nicht zur Anrufung des

Großen Senats auf Grund des @ 42 SGG‚ weil jene Ent—

scheidung keine Rentenkürzung nach @ 1273 RVO aD be—
trifft9 sondern nur Frage des Ruhens einer Rente wegen
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Auslandsaufenthalts nach altem Recht ergangen

und wesentlich darauf gestützt ist, daß das

neue Recht solche Ruhensvorschriften nicht mehr

kenne; demgegenüber gibt es Kürzungen von Hinter—

bliebenenrenten wegen Zusammentreffens mit anderen

Hinterbliebenenrenten auch nach dem Recht der

Rentenreform von 1957 (© 1270 RVG)o '

Aus dem Vorstehenden folgt indessen nicht ohne

weiteres9 daß es auch nach dem Wegfall der Wai—

senrente bei dem umgestellten Rentenbetrag von

55970 DM unter allen Umständen hätte verbleiben

müssen„ Da die — gekürzten — Hinterbliebenenren—

ten sich sowohl nach altem als auch nach neuem

Recht beim Ausscheiden eines Hinterbliebenen bis

zum zulässigen Höchstbetrag erhöhen (@ 1273 Abs„ 1

Satz 3 RVG a1‘«‘‚5 1270 Abso 1 Satz 3 RVO nF)‚ steht
der Klägerin jedenfalls vom 10 Juli 1958 an die
volle — ungekürzte — Witwenrente zu„ Diese Über-

legung liegt offenbar auch der Klagebegründung zu—

grunde, in der ausgeführt ist? bis zur Beendigung

der Ausbildung des Sohnes sei "mit Recht, von der

bis dahin bestehenden iKÜrzungsvorschrift des
© 1273 EVO ausgehend, die Umstellung unbeenstandet

hingenommen worden„" Der Wegfall der Waisenrente

mit dem Ablauf des Juni 1958 konnte indessen nicht

mehr zu einer Erhöhung der Witwenrente der Klägerin

führen9 weil diese bereits seit dem 1° Januar 1957
_die volle Witwenrente bezieht° Die Rente der Klägerin

ist nach Art„ 2 5 33 ArVNG umgestellt und um den
Sonderzuschuß des Arte 2 5 36 ArVNG‚ der in diesem
Falle 55970 — 45,60 = 10,10 DM betrug, erhöht wor—
den„ Der Umstellung liegt nicht etwa die von der

Klägerin im Dezember 1956 bezogene gekürzte Rente
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zugrunde, sondern ein Steigerungsbetrag ohne Anwendung
von Kürzungs— und Ruhensvorsehriften (Artc 2 @ 33

Abso 1 in Verbindung mit 5 32 Abs° 3 ArVNG)O Auf den

so ermittelten umgestellten Rentenbetrag waren — im

Unterschied zur Behandlung von Versiehertenrenten

(Arte 2 9 32 Abso 4 ArVNG) — für die Zeit vom 10 Januar

1957 an nicht die Kürzungsvorsehriften des neuen
Rechts anzuwenden (Art„ 2 5 37 Abs„ 29 Art() 2 @ 33

Absn 1 ArVNG)„ Der Gesetzgeber hat bei umgestellten

Witwenrenten auf eine Kürzung nach 5 1270 RVG nF ver—

zichtet in der Annahme‚ daß es nur wenige Vitwen gebe9

deren Renten nach neuem Recht gekürzt werden müßten;

es wären dies nämlich — bei einem Satz von sechs Zehn—

teln der Versiehertenrente für Witwen und einem solchen

von einem Zehntel der Versiehertenrente für Halb—

waisen —im wesentlichen nur die Witwen mit mehr als
vier Kindern gewesen„

Die Auffassung der Klägerin, Art° 2 5 37 Abs„ 2 ArVNG
treffe im vorliegenden Falle nicht zu9 weil ihre Rente}

nicht nach 55 31 bis 359 sondern nach @ 36 des Art„ 2

ArVNG umgestellt werden sei, ist unriehtig„ Arte 2 5 36
enthält: keinen besonderen Umstellungsmodus im Sinne

des Art„ 2 5 37 Abso 2 ArVNG9 vielmehr nur Vorschriften

über eine Besitzstandswahrung und einen Sonderzusehuß°

Die Rente der Klägerin fällt hiernach unter die

Umstellungsvorschrift des Arto 2 5 33 ArVNG und unter—

liegt somit auch der Regelung des Arto 2 5 37 ArVNGo
Hat die Klägerin demnach schon vom 10 Januar 1957 an

die ungekürzte Witwenrente bezogen; so kann sie allein
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wegen des Wegfalls der Waisenrente im Jahre 1958
nicht erneut eine Aufbesserung der Leistung ver—

langenc

Der Klägerin ist allerdings zuzugeben9 daß sie,

wenn sie im Dezember 1956 kein waisenrentenberech—

tigtes Kind gehabt hätte‚ heute und auch in Zukunft

eine um mindestens 2,80 Di höhere Rente erhalten

‘ würde„ In diesem Falle hätte nämlich zwar die für

u_sie nach Art° 2 5 33 ArVNGzu ermittelnde■Faktor—
" rente ebenfalls nur 45960 DM betragen9 die Anwen—

dung des Art° 2 5 36 ArVNG hätte aber dazu geführt‚

daß sie9 weil sie im Falle der Kinderlosigkeit

einen um 2980 DM höheren Rentenzahlhetrag für De—

zember 1956 erhalten7 auch eine entsprechend

höhere Rente für die Jahre nach 1956 zu bean8pruchen

gehabt hätteo Dieses Ergebnis läßt sich jedoch — auch

für die Zeit nach dem Wegfall der Waisenrente —
nicht mehr korrigiereno Es fehlt an einer gesetz—

lichen “andhabe für eine Wiederholung des Umstel—

lungsvorgangs unter Zugrundelegung eines mit den

Gegebenheiten des Monats Dezember 1956 nicht über—

einstimmenden Rentenzahlbetrages° Die Benachteili—

gung der Klägerin gegenüber einer ihr vergleichba—

ren kinderlosen Witwe ist darauf zurückzuführen,

daß das ArVNG in der Bemessung des Sonderzuschusses

an den wirklichen Rentenzahlbetrag des Monats Dezem-

ber 1956 anknüpft° Diese Regelung ist verfassungs— '

rechtlich nicht zu beanstanden, insbesondere verletzt

sie nicht den Gleichheitssatz des Art„ 3 Abs° 1 GG°

Dieser Grundsatz verbietet? wesentlich Gleiches will-

kürlich ungleich zu behandeln; die an den letzten
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Rentenzahlbetrag des Jahreé 1956 anknüpfende Regelung

beruht jedoch auf sachgerechten Erwägungeno—

Hiermäch entspricht der angefochtene Bescheid der

Beklagten im Ergebnis der Rechtslage° Die auf einer

abweichenden Rechtsauffassung beruhenden Urteile der

Vorinstanzen müssen deshalb aufgehoben und die Klage

abgewiesen werdeno

Die Kostenentseheidung ergeht in Anwendung des 5 193

Abs° 1 und 4 SGG„ ’ ’ ‘
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